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2. Beiblatt Beiblatt zur FarlamentskorJ;'espondenz 12. Dezember 1957 

Auße~nister Fißl zur geplanten Verschmelzung von Europarat und OEEe 

l6 AB An! rag e b e a n t w or tun g zu l79 J 

Die Abgeordneten 0 z e rn e t z, Dr. Ton Ö i '6, a t en d e bach 
und Genossen haben in einer Anfrage vom 18. Juli d.J. betont, daß eine " 
institutionelle Verschmelzung des Europarates und der OEEC !iir den Fortschritt dell" 
europäischen Integration von größter Bedeutung sein würde. Die parlamentarische 
Prüfung und Eeratungder Eerichte und Empfehlungen der OEEC duroh die Beratende 
Versammlung müßte in den Aufgabenkreis des Europarates aufgenommen werden. . 
Auf der anderen Seite benötige der ausgezeichnete Beamten. und Expertenstab 
der OEEO ein parlamentarisches Organ, weil nur so Übereinstimmung zwischen 
Plänen und realpolitischen Möglichkeiten hergestellt werden könne. Der Europa-
rat könnte zum Resonanzboden der OEEC werden. Dio Vo'rbefoeitung der Freihandels­
zone mache eine institutionelle Verschmelzung der OEEC mit dem Europarat noch 
dringender. . 

Die genannten Abgeordneten verwiesen darauf, daß die Boratende Versammlung 
für die Fusion des Europarates mit der OEEe eintrete, und richteten an den 
österreichischen Außenministerdie Frage, ob er bereit sei, im Ministerkomitee 
des Europarates und im Rat der OEEC für eine institutionelle Verschmelzung der 
beiden europäischen Institutionen einzutreten. 

Bundesminister für die Auswärtigen Angelegenheiten Dipl •• Ing. Dr. h.e. 

F 1 g 1 führt in Beantwortung dieser Anfrage aus, 
, . 

Die österreichische Bund~sregiGrung ist seit jeher in jeder Weise für 

die VC~7irklichung des Europagedaru{ens eingetreten, soweit dies nur irgenduie 

mit der durch das Verfassungsges atz vom 4. Novemb er 1955, BGBl. Nr. 211, :t'est­

gelegten Neutralität vereinbar war. 

Diese Haltung hat ihren Ursprung nicht nur in einer allgemeinen europäischen 

Gesinnung, sondern entspringt auch der Not\'l(mdigkeit, am europäisohen Geschehen 

mitzuwirken, da sich Österreich stets als integrierender Xeil Europas betrach­

tet und sich den geistigen und sittlichen Werten, die das gemeinsame Erbe der 

europäischen Völker bilde~" verbunden fühlt. 

Daraus ergibt sich von selbst, daß sich die österreichisohe Bundesregierung 

daher selbstverständlich für alle diejenigen 1ilaßnahmen einsetzt, die den 

europäisohen Organen, eine größere Wirksamkeit verleihen können. 

In der Frage der Vorschmelzung der OEEC mit dem Europarat scheint aller­

dings zumindest für den Augenblick oine österrcichisehe Initiative aus den 

fol~endcn Gründen nicht ~gczoig~, 

Die ODEC, deren bisherige erfolgreiche Tätigkeit ZU einer weitgehenden 

Konsolidierung und Prosporität der Volkswirtschaften ihrer Mitgliedstaaten 
; 

geführt hat, kann ihr Ziel nur dann erreichen, wenn sämtliche in ihr ver~ 

trctenen Staaten 'ilei terhin mit ihrem gesamten .r.irtschaftlichen Potential 

zusammenYlirlcen. \ 
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3. :Beiblatt· Beiblatt zur Parlamentskorrespondenz 12. Dezember'1957 

Die Struktur der OEEC, die von d·:.)r des Europarates. grundleglmd ver­

schieden 1st, hat beYlirkt~ daß ihr Staaten angeho,ren, die im Europarat 

nicht vertr0ten sind. Eine Verschmelzung des Europarates mit der OEEC kann , 
daher nur dann erfolgen, wenn sämtliche Mitglieder be1derOrganisationen dazu 

ihr Einverständnis erklären. 

Es ist aber souohl der Bundesregierung als auch den Abgeordneten be­

kannt, daß von seiten bestimmter Staaten derzeit nur geringe Neigung be .... 

steht, dem beabsichtigten Projekt zuzustimmen, sodaß es nichp ausgoschlosson 

erscheint, daß soine Verwirklichung gegen ihren Willen sie möglicherweise 

in eine schwiorige Lage gogenüborder ODECbringen könnte. 

Eine solche Ent1.!icklung \~äre jodoch gerade im gegent-,ärtigen Zeitpunkt 

keinesfalls im Interesse eines Fortschrittes der europäischen Integration 
\ 

gelegen, zumal dadurch die Arbeiten zur Schaffung einer europäischen 

Freihandels zone, die deh gosamten Organismus der OEEe voll in Anspruoh 

nehmen, erheblich gestört werden könnten. Damit TIÜrde aber die :Bildung der 

Aeuropäischen Freihandelszel}e weiterhin eine Verzögerung erfahren. 

Im übrigen ist derzeit noch nicht ·abzusehen, ~ie sich das Verhältnis 

zYlis.ohen Freihandelszone und OE:GCgestalten und inuievlCit die Entstehung 

der Zone die gegen0ärtige Struktur der OBBe verändern uird. 

Die tisterreichische Bundesregierung ..,-iar stets bestrebt, an der Be ... 

seitigung von Doppelgeleisigkciten, nie sie insbesondere im Vorhältnis 

. zvlischen Europarat und OEEC auf wirtschaftlichem Gebiet zutago getreten sind, 

mi tzuarb oi ten. 

Die. österreichisohe Bundesregierung ist der Ansicht, daß diesen Be­

strebungen am ehesten ein Ausbau der bereits b;stehenden Liaisonskomitees 

und eine intonsivere Kontaktnahmc znischen den Generalsekretar1aten der 

beiden Organisationen gerecht \iird. Auf diese Weise könnte sich zu qinem 

späteren Zeitpunkt ein Wog zur Verschmelzung der beiden Organisationen or­

öffnen. 

Die österreichis.che Bundesregierung t oi1 t vollkommen q.ie Auffassung der 

anfragenden Abgeordnoten, daß di0 Ratioaalisierung der europäischen Inte­

grationsbomühungcn mit größtGr Intensität vorangetrieben TIerden müsse. Die 

Versohiedonartigkeit der Aufgab;:m der einzelnen europäisohen Organisationen 

b odin~ jedoch, daß einer Mi t.rirlcun(S bestimmter europäischer Staaten an den 

Rationalisierungsbostrebungon Grenzen gesetzt sind. Im Falle Österroichs 

ist die Handlungs,reise der Bundesrogior1.l.ng auf die aus dem eingangs errläJmton 
- / 

Bundosverfassungsges ot z sich GI'gebendcn Vsrpf1ichtungen abzustinunen. 
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4. Eeible,tt :Boiplatt 'zur Parlaments~orresPondenz 12. Dezember 1957 

Dio C5sterroiohische Eundosregierung hält eine Konzentration d0r 

wichtigsten europäischen Organisationen an einem Ort :für durchaus zvleck­

mäßig •. Eine Initiative in dieser Richtung wird abor von jenen Staaten auS­

gehen müssen, die die jeweiligen Organisationen beherbergen. Die Frage 

der mitoiner allfälligen Übersiedlung zusammenhängenden Kosten sc~eint, 
\ 

sOYlOit bishür bekannt gOVlorden ist, einer der Faktoren zu sein, die der 

Vorairklichung diesos Godankens entgegenstehen. 

Eine Gesamtbereinigung der institution,ollen Probleme "lird aber Ylohl 

erst naoh Absohluß eines Freihandelszonenvortragos möglioh sein. 

'Bas die dritte Frage (-'10naoh die Äußonministor selbat im Minister­

komitee des Europarates ~~cimal jährlich zusammentreten sollten) betrifft, 

bechre ich mich festzustellen. daß die von don Abgeordneten als 'l,7Ün-

sehenswert angesehene Vorgangsweise bereits vcruirklicht erscheint, da die 

Äußonministor der ~litglicdstaaton selbst im Ministerkomitoo des Europa­

rates jährlich zusammentreten, Um dieYlichtigen politischen Fragen zu ent­

SCheiden, während deren Stellvertreter lediglich mit kleinen und weniger 

wichtigen Problemen ~efaßt sind. Im Rahmon dos Homit6 Mixte I ist darüber 

hinaus Gelegenheit eines Moinungsaustausches zwischen den bußenministern 

und den parlamentarischen V~rtretern gegeben • 

... - ........... .. 

\. 
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